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Mit der Reihe „IAB-Discussion Paper“ will das Forschungsinstitut der Bundesagentur für  
Arbeit den Dialog mit der externen Wissenschaft intensivieren. Durch die rasche Verbreitung 
von Forschungsergebnissen über das Internet soll noch vor Drucklegung Kritik angeregt und 
Qualität gesichert werden. 

The “IAB-Discussion Paper” is published by the research institute of the German Federal 
Employment Agency in order to intensify the dialogue with the scientific community. The 
prompt publication of the latest research results via the internet intends to stimulate criticism 
and to ensure research quality at an early stage before printing. 
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Zusammenfassung 

In der Studie wird untersucht, wie innerbetriebliche Übergänge aus Arbeitsgelegen-
heiten mit Mehraufwandsentschädigung in ungeförderte sozialversicherungspflich-
tige Beschäftigung (Klebeeffekte) entstehen. Zunächst werden die Gründe erörtert, 
warum die direkte Beschäftigungsintegration aus Arbeitsgelegenheiten heraus nicht 
zu erwarten ist. Die entsprechenden Ergebnisse der einschlägigen Evaluationsfor-
schung sind insofern nicht überraschend. Wie und warum Übergänge trotzdem statt-
finden, wird im empirischen Teil mithilfe eines Mixed-Methods-Ansatzes erklärt, der 
qualitative Methoden zur Hypothesengenerierung und quantitative Methoden zur 
Hypothesenprüfung verwendet. Auf Basis einer breit angelegten, qualitativen Erhe-
bung stellen wir Hypothesen darüber auf, wann und warum Übergänge gelingen 
können. Grundlage sind 100 leitfadengestützte Experteninterviews in Institutionen, 
Organisationen und Betrieben, die an der Implementation und am Einsatz von Ar-
beitsgelegenheiten beteiligt waren. Wir führen daraufhin eine quantitative Analyse 
der Übergänge aus Arbeitsgelegenheiten in reguläre Beschäftigung durch, um unse-
re Hypothesen zu testen. Grundlage der quantitativen Studie ist eine Sondererhe-
bung des IAB-Betriebspanels mit jeweils über 1.000 verwertbaren Fragebögen in 
den Jahren 2006 und 2007. Übergänge finden demnach vor allem in Beschäfti-
gungsgesellschaften und Trägerbetrieben mit einem hohen Anteil an Arbeitsgele-
genheiten statt. Bei vielen dieser Übergänge handelt es sich nur scheinbar um un-
geförderte Übergänge, da die Weiterbeschäftigung an den Zufluss von Fördermitteln 
gebunden ist. 

Abstract 

This paper investigates in-firm transitions from so-called ‚one-euro-jobs‘ to regular 
employment. One-euro-jobs are an important workfare instrument of German labour 
market policy and are meant to increase employability of long-term unemployed 
persons, enabling them to apply for regular jobs after a long time off the labour mar-
ket. By using qualitative methods, hypotheses are developed to explain why those 
transitions occur at all. Then we will check those hypotheses with quantitative meth-
ods using a special survey of the IAB-Establishment Panel. The main finding is that 
those in-firm transitions do less seem to result from increasing employability of the 
participants, but more from the indirect funding of regular jobs in the respective 
companies. 

 
JEL Klassifikation: I38, J48, J68, J64, L38 

 
Keywords: Ein-Euro-Jobs, Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschädigung, 
Mixed-Methods-Evaluation, Arbeitsmarktpolitik 
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1 Einleitung1 
"Hartz IV – Menschen in Arbeit bringen" – so lautet der Titel einer vom damaligen 
Wirtschafts- und Arbeitsministerium herausgegebenen Broschüre zum vierten Ge-
setz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt (BMWA 2005): Die Zusammen-
legung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe zum Arbeitslosengeld II sowie die Neu-
justierung der Instrumente aktiver Arbeitsmarktpolitik sollten erwerbsfähigen Hilfe-
bedürftigen den Weg in 'reguläre'2 Beschäftigung erleichtern. An dieser Zielsetzung 
mussten sich arbeitsmarkt- und beschäftigungspolitische Instrumente bereits in der 
Vergangenheit messen lassen. Die Veränderung der Integrationschancen durch 
Beschäftigung schaffende Maßnahmen waren häufig jedoch ernüchternd bzw. nur 
für bestimmte Gruppen des Arbeitsmarktes gegeben (Bernhard et al. 2009; Calien-
do/Hujer/Thomsen 2006). 

Mit der Umsetzung der Arbeitsmarktreformen wurden frühere Beschäftigungsmaß-
nahmen nach dem Bundessozialhilfegesetz (BSHG) eingestellt und Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen nach dem SGB III drastisch zurückgefahren. Quantitativ betrach-
tet, sind heute die so genannten Arbeitsgelegenheiten3 in der Mehraufwandsvarian-
te das meist genutzte Instrument der neu konzipierten 'aktivierenden Arbeitsmarkt-
politik' im Regelkreis des SGB II. Sie zielen unter anderem darauf ab, die 'Angebots-
fähigkeit' der Personen zu verbessern, für die bisher keine Nachfrage auf dem Ar-
beitsmarkt bestand. Knapp sieben Jahre nach der Reform fallen nicht nur die ver-
gleichsweisen niedrigen Integrationsquoten von Langzeitarbeitslosen in reguläre 
Beschäftigung trotz einer zwischenzeitlich deutlich verbesserten Arbeitsmarktsituati-
on ins Auge, zudem erhöhen sich nur für bestimmte Teilnehmergruppen die Erfolgs-
chancen am allgemeinen Arbeitsmarkt (vgl. Baethge-Kinsky 2008; Bundesagentur 
für Arbeit 2008b; Heyer et al. 2011; Koch et al. 2011). Dort, wo Übergänge stattfin-
den, die in einem direkten Zusammenhang mit arbeitsmarktpolitischen Instrumenten 
stehen, stellt sich die Frage, ob dies in der vom Gesetzgeber beabsichtigten Weise 
geschieht. Ein solcher Fall liegt bei innerbetrieblichen Übergängen aus Arbeitsgele-
genheiten in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung (Klebeeffekt) vor. Stellen 
sich solche Übergänge ein, 

                                                 
1  Eine frühere Version des IAB-Discussion Paper erschien als: Hohendanner, Christian; 

Klemm, Matthias; Promberger, Markus; Sowa, Frank (2010): Vom Ein-Euro-Jobber zum 
"regulären" Mitarbeiter? Eine Mixed-Methods-Evaluation zu innerbetrieblichen Übergän-
gen aus öffentlich geförderter in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung. In: Zeit-
schrift für Evaluation 9(2), 257-276. Die hier vorliegende Version wurde leicht modifiziert 
und erweitert. 

2  Unter 'regulärer' Beschäftigung wird ungeförderte, sozialversicherungspflichtige Beschäf-
tigung verstanden. 

3  Arbeitsgelegenheiten existieren in der Mehraufwands- und der Entgeltvariante. Die erste 
Variante sieht vor, dass dem Teilnehmer der geleistete Mehraufwand pro Arbeitsstunde 
ausbezahlt wird. Sie ist in der Öffentlichkeit unter dem Namen 'Zusatzjob' oder 'Ein-Euro-
Job' bekannt. Die zweite Variante stellt eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
(ohne Arbeitslosenversicherung) dar. Wir konzentrieren uns in diesem Artikel auf Arbeits-
gelegenheiten in der Mehraufwandsvariante. 
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− weil mit Hilfe der Arbeitsgelegenheiten, wie beabsichtigt, die Qualifikationsstruk-
tur des Arbeitskräfteangebots verbessert wird, 

− weil Arbeitsgelegenheiten im Sinne einer Art 'Probezeit' dazu genutzt werden 
können, für eine bestehende Nachfrage nach Arbeitskräften geeignete Kandida-
ten zu identifizieren und im Anschluss regulär zu beschäftigen oder 

− weil über den Einsatz von Arbeitsgelegenheiten den Trägerbetrieben zusätzliche 
finanzielle Mittel in Form von Maßnahmekostenpauschalen4 zufließen, die sie 
zum Aufbau regulärer Beschäftigung nutzen können? 

Die Hypothese des vorliegenden Artikels ist, dass die durch Arbeitsgelegenheiten 
erzielten innerbetrieblichen Übergänge in reguläre Beschäftigung in vielen Fällen 
vor allem durch die letzte der drei Annahmen erklärt werden können. Diese regulä-
ren Stellen entstehen aus Mitteln der Bewirtschaftung der geförderten Beschäfti-
gung und stellen somit selbst nicht die intendierte reguläre Beschäftigung, sondern 
indirekt ebenfalls eine geförderte Beschäftigung dar. 

Zunächst wird dargestellt, warum das Ziel der Integration in ungeförderte Beschäfti-
gung unwahrscheinlich und die Enttäuschung über die entsprechenden Ergebnisse 
der einschlägigen Evaluationsforschung vorprogrammiert ist. Im empirischen Teil 
wird auf einen Mixed-Methods-Ansatz zurückgegriffen, der qualitative Methoden zur 
Hypothesengenerierung und quantitative Methoden zur Hypothesenprüfung verbin-
det (vgl. Kelle/Erzberger 2000). Auf Basis qualitativer Befunde wird dargestellt, 
wann und warum Übergänge trotzdem gelingen können. Direkte innerbetriebliche 
Übergänge in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung lassen sich demnach zu 
drei durch qualitative Evidenz fundierte Hypothesen verdichten. In der quantitativen 
Analyse der Übergänge von Teilnehmenden in reguläre Beschäftigung werden die-
se Hypothesen anschließend getestet. Die Übergangsanalyse ist dabei begrenzt auf 
die Einrichtungen, in denen Arbeitsgelegenheiten zum Einsatz kommen, d. h. es 
werden ausschließlich Übernahmen im selben Betrieb beobachtet. Im Fazit werden 
die Implikationen der Analysen für die arbeitsmarkttheoretischen Grundlagen der 
Evaluationsforschung dargelegt. 

2 Warum innerbetriebliche Klebeeffekte unwahrscheinlich 
sind 

Bei den Arbeitsgelegenheiten sind positive Beschäftigungseffekte in statistischen 
Evaluationsanalysen nur in geringem Umfang zu beobachten und beschränken sich 

                                                 
4  Die Träger von Arbeitsgelegenheiten erhalten i. d. R. eine monatliche Maßnahmenkos-

tenpauschale für die Durchführung einer Arbeitsgelegenheit in der Mehraufwandsvarian-
te. Diese Pauschale soll den entstandenen Aufwand des Trägers für die Durchführung 
der Maßnahme (z. B. Betreuung, Qualifizierung, Arbeitskleidung, sonstige Personal- und 
Sachkosten) kompensieren. Die Höhe der Maßnahmenkostenpauschale schwankt regio-
nal und trägerbezogen deutlich. Im Beobachtungszeitraum betrug die vorgesehene Maß-
nahmenkostenpauschale (ohne Mehraufwandsentschädigung) im Jahr 2006 durch-
schnittlich 259 €, im Jahr 2007 217 € (Bundesagentur für Arbeit 2007, 2008a). 
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auf Teilgruppen (z.B. Hohmeyer/Wolff 2011; Wolff/Hohmeyer 2008).5 Eine Erklärung 
für den Integrationserfolg oder -misserfolg von Arbeitsgelegenheiten steht allerdings 
aus. Im Folgenden wird gezeigt, dass die Zielgruppenorientierung, die Zielsetzung, 
die Rahmenbedingungen und die Einsatzfelder von Arbeitsgelegenheiten darauf 
hinweisen, dass Übergange in reguläre Beschäftigung kaum zu erwarten sind. Da-
nach untersuchen wir am Beispiel von Einsatzbetrieben wie und warum innerbe-
triebliche Übergänge (so genannte Klebeeffekte) trotzdem stattfinden. 

2.1 Zentrale Zielsetzung der Arbeitsgelegenheiten 
Die Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschädigung sind in der Absicht des 
Gesetzgebers vor allem auf eine Zielgruppe zugeschnitten6, die seit mehreren Jah-
ren arbeitslos ist, nicht über marktgängige Qualifikationen verfügt oder andere 
Merkmale aufweist, die häufig im Kontext längerer Arbeitslosigkeit auftreten und 
eine direkte Integration in Beschäftigung erschweren (etwa Suchtprobleme, chroni-
sche Krankheiten, Verschuldung, Erosion erwerbs- und berufsbezogener Kompe-
tenzen) (Trube/Weiß 2007). Die Arbeitsgelegenheiten des SGB II sind deshalb nur 
ein Element im Kontext einer schrittweise gedachten Integration in den regulären 
Arbeitsmarkt: Sie dienen "in erster Linie nicht der direkten Eingliederung in den ers-
ten Arbeitsmarkt, sondern dem Erhalt und der Verbesserung der Beschäftigungs-
fähigkeit der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen" (Deutsche Bundesregierung 2005). 
Arbeitsgelegenheiten werden somit als ein Baustein betrachtet in einer Reihe von 
Fördermaßnahmen, die "möglichst nahtlos aufeinander folgen" sollten (ebd.) 
(Deutsche Bundesregierung 2005). 

Die Arbeitsgelegenheiten sind insofern als temporärer Marktersatz konzipiert, und 
zwar in einer spezifischen Hinsicht: Sie sollen ein für die Aufrechterhaltung oder 
Wiederherstellung der individuellen Beschäftigungsfähigkeit günstiges arbeitsähn-
liches Umfeld generieren. Begrifflich wäre hierfür der Ausdruck 'Beschäftigungser-
satz' sinnvoller, soweit in der Stoßrichtung der Reform grundsätzlich nicht Marktver-
sagen (und dann: Ersatz) im Fokus steht, sondern prinzipiell die 'Employability' der 

                                                 
5  Etwa 18 bis 20 Monate nach Maßnahmestart wirkt sich die Teilnahme bei einigen Grup-

pen positiv auf ihre Eingliederungswahrscheinlichkeit aus. Dazu gehören insbesondere 
westdeutsche Frauen, Personen im Alter von über 24 Jahren und Arbeitslose, die lange 
keine reguläre Beschäftigung ausgeübt haben. Bei unter 25-Jährigen hingegen hat die 
Teilnahme keinen Eingliederungseffekt. Für Teilnehmer aus Regionen mit unterschied-
lichen Arbeitslosenquoten zeigen sich keine Unterschiede in der Eingliederungswirkung. 
Die Teilnahme trägt innerhalb der Beobachtungszeit von zwei Jahren nach Maßnahme-
beginn nicht zur Beendigung der Hilfebedürftigkeit bei (vgl. Wolff/Hohmeyer 2008). Der 
Gesetzentwurf zur Verbesserung der Eingliederungschancen am Arbeitsmarkt lässt auf 
eine Neuordnung der Arbeitsmarktinstrumente und somit eine Veränderung der Rahmen-
bedingungen der Arbeitsgelegenheiten im Jahr 2012 schließen. 

6  Neben diesen expliziten Absichten des Gesetzgebers lassen sich auf Seiten der beteilig-
ten Akteure eine Vielfalt weiterer Motivkonstellationen für die Einrichtung und Nutzung 
von Arbeitsgelegenheiten identifizieren, die mit den historisch gewachsenen Kontexten 
der Armutsbekämpfung durch Arbeit zusammenhängen (vgl. dazu ausführlich Bellmann/ 
Hohendanner/Promberger 2006). 
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Arbeitsmarktteilnehmer (Kanter 1994).7 Während das postulierte Ziel der schrittwei-
sen Integration der Aufgabe der Wiederherstellung der 'Employability' Rechnung 
trägt, stellt es die Arbeitsgelegenheit als arbeitsmarktpolitisches Instrument außer-
halb der Reichweite einer direkten Überprüfung ihrer Beschäftigungswirksamkeit. 
Vor dem Hintergrund ihrer politischen Zielstellung würden hohe Integrationsquoten 
eher auf Mitnahmeeffekte hindeuten: Der Verdacht käme auf, dass marktnahe Per-
sonen zu Arbeitsgelegenheiten herangezogen werden, die möglicherweise auch 
ohne Maßnahme eine Arbeit gefunden hätten (so zum Beispiel Hochschulabsolven-
ten im Übergang zwischen Studium und Beruf). 

2.2 Das schwierige Verhältnis von Zusätzlichkeit und 
Kerngeschäft 

Neben der spezifischen Zielgruppenorientierung schränkt die rechtliche Begrenzung 
des Einsatzes von Arbeitsgelegenheiten auf im öffentlichen Interesse liegende, zu-
sätzliche Arbeiten mögliche Klebeeffekte zumindest formal weiter ein (vgl. § 16d 
Satz 2 SGB II). Der Begriff der Zusätzlichkeit wird im § 261 Abs. 2 SGB III definiert: 
"Arbeiten sind zusätzlich, wenn sie ohne die Förderung nicht oder erst zu einem 
späteren Zeitpunkt durchgeführt werden". Durch diese rechtlichen Regelungen sol-
len Verdrängungseffekte und Wettbewerbsverzerrungen vermieden werden. Die 
Zugangsbeschränkungen des öffentlichen Interesses und der Zusätzlichkeit bezie-
hen sich jeweils auf die einzelne, konkret auszuführende Arbeit. Werden Arbeitsge-
legenheiten korrekt eingesetzt, dann handelt es sich häufig nicht um Aktivitäten, die 
die Kernaufgaben der Betriebe betreffen, sondern um zusätzliche Tätigkeiten, auf 
die man im Umkehrschluss auch verzichten kann. Eine Qualifizierung 'on-the-job', 
die in Verbindung mit der Ausführung einer für den Betrieb geschäftsrelevanten Tä-
tigkeit einherginge, ist so eher nicht zu erwarten. Die praktische Umsetzung der 
Maßnahme gleicht damit in der Verfolgung zweier konträrer Ziele einem Drahtseilakt 
– zwischen Arbeitsmarktintegration, die über unverzichtbare Tätigkeiten besser ge-
länge und der Vermeidung von Missbrauch durch Eingrenzung der Tätigkeiten auf 
verzichtbare Arbeit (Hohendanner 2011; Kettner/Rebien 2007). 

2.3 Die Konzentration des Einsatzes auf Sozialwirtschaft und 
öffentlichen Sektor 

Gängige Theorien zu Übergängen in Beschäftigung im Rahmen aktiver Arbeits-
marktpolitik setzen vor allem an den Betroffenen und deren 'Aktivierung' an (vgl. 
Steiner/Hagen 2002). Die so genannte 'Integrationswirkung'8 wird in diesem Ver-
ständnis dadurch erreicht, dass die Qualifikation des Arbeitsuchenden an die Anfor-

                                                 
7  Kritisch zum Konzept der Employability vgl. Promberger et al. (2008). 
8  In diesem Rahmen darf der Hinweis nicht versäumt werden, dass viele klassische sozio-

logische Theorien und Forschungsansätze zur Arbeitslosigkeit anders gebaut sind; cha-
rakteristisch sind dort eher makrosoziale Überlegungen zur Genese von Arbeitslosigkeit 
und ein weiter gefasstes Verständnis des Verhältnisses von Erwerbsarbeit und sozialer 
Inklusion – das auch zu einem weiteren Integrationsbegriff führt (vgl. Promberger 2008; 
Seifert/Struck 2009; Vobruba 2009). 
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derungen der Stellenangebote angepasst, die Suchanstrengung erhöht und die 
Stigmatisierung von Betroffenen vermieden wird. Es werden Anreize für Betriebe 
geschaffen, Personen zu beschäftigen, die sie unter Bedingungen des 'ersten' Ar-
beitsmarktes nicht beschäftigen würden. Die Nachfrageseite im System der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik findet jedoch in den bisherigen Evaluationen kaum Beachtung. 
Doch was bedeutet die Begrenzung der Tätigkeiten auf ausschließlich diejenigen, 
die im öffentlichen Interesse liegen? 

Die meisten Beschäftigung schaffende Maßnahmen wie Arbeitsgelegenheiten und 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen werden in Betrieben und Einrichtungen der Sozial-
wirtschaft (zum Begriff vgl. Wendt 2002) erbracht (Bellmann/Hohendanner/Prom-
berger 2006). Dazu zählen neben der öffentlichen Verwaltung öffentlich, gemeinnüt-
zig und privatwirtschaftlich erbrachte soziale Dienstleistungen in den Branchen Ge-
sundheit und Soziales, Erziehung und Unterricht, im Kulturbereich sowie in der Lie-
genschafts- und Landschaftspflege. Ob Qualifikationen, die über zusätzliche Tätig-
keiten in der Sozialwirtschaft erworben werden, in anderen Wirtschaftssektoren eine 
Signalwirkung auf Arbeitgeber auszustrahlen vermögen, kann nicht ohne Weiteres 
vorausgesetzt werden. Vielmehr ist davon auszugehen, dass Übergänge vor allem 
dort stattfinden, wo die Teilnehmenden tätig sind: im Bereich der Sozialwirtschaft. 

Träger sozialer Dienstleistungen sind in erster Linie die öffentliche Hand, Einrichtun-
gen der freien Wohlfahrtspflege und der sogenannte 'Dritte Sektor'. Die Hoffnung, 
dass der Dritte Sektor als Übergangsarbeitsmarkt (Schmid 2002; Zimmer/Priller 
2004) bzw. als Beschäftigungsmotor (Bellmann/Dathe/Kistler 2002) fungieren kann, 
hat sich nicht erfüllt. Neben der angespannten Finanzlage in vielen Kommunen führ-
te auch die Krise der Kirchenfinanzen infolge rückläufiger Kirchensteuereinnahmen 
seit den 1990er Jahren zu einer Verschlechterung der Arbeitsbedingungen in den 
beiden verfassten Kirchen, wie auch ihren Organisationen Diakonie und Caritas. Die 
jahrzehntelang geübte Praxis der Anbindung an die Tarifstrukturen des öffentlichen 
Dienstes steht seit der Ablösung des Bundesangestelltentarifvertrags (BAT) im 
Bund und den Kommunen heute flächendeckend zur Disposition (vgl. Lührs 2010). 
Soziale Berufe zeichnen sich zunehmend durch geringe Bezahlung und prekäre 
Beschäftigungsverhältnisse aus (Dahme/Trube/Wohlfahrt 2007). Insofern sind auch 
Übergänge aus geförderter in ungeförderte Beschäftigung in der Sozialwirtschaft in 
vielen Fällen nicht mit der Ankunft im 'sicheren Hafen' des Normalarbeitsverhältnis-
ses gleichzusetzen9. Die Sozialwirtschaft ist demnach nur bedingt für weitere Be-
schäftigung aufnahmefähig: Der öffentliche Dienst ist geprägt von einer jahrelangen 
Praxis der Haushaltskonsolidierung und schrittweise Personalreduzierung im Zuge 
der Verwaltungsmodernisierung (Derlien 2008). Dieser Prozess strahlt zudem auf 
die 'Zulieferstrukturen' der öffentlichen Hand aus (Dahme/Trube/Wohlfahrt 2007): 
Die quasi-betriebswirtschaftliche Effizienz- und Wettbewerbslogik (Vergabe an den 

                                                 
9  In aktuellen Studien drückt sich eine entsprechende Skepsis gegenüber der Nachhaltig-

keit von (Wieder-)Eingliederungseffekten in den unteren Beschäftigungssegmenten aus 
(vgl. Konle-Seidl 2008). 
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'wirtschaftlichsten' Anbieter) und der damit einhergehende wechselseitige Unterbie-
tungswettbewerb zwischen privaten und gemeinnützigen Einrichtungen führt dazu, 
dass 'soziale' Arbeiten als zunehmend "flexibel und schlecht bezahlt" (Dahme/ 
Trube/Wohlfahrt 2007) eingestuft werden. Dies ist das Umfeld, in dem öffentlich 
geförderte Arbeitskräfte 'zusätzlich' bei reduziertem Stellenplan eingesetzt werden 
und auf ihre Integration in den 'ersten' Arbeitsmarkt hoffen. 

3 Warum es doch innerbetriebliche Übergänge gibt: 
Qualitative Befunde 

Trotz der beschriebenen Rahmenbedingungen finden unmittelbare Übergänge 
- wenn auch in bescheidenem Umfang - aus Arbeitsgelegenheiten in ungeförderte 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung statt. Warum und wo diese Übergänge 
realisiert werden, lässt sich anhand einer qualitativen Untersuchung skizzieren. Die 
Grundlage für die qualitative Erhebung10 sind regionale Netzwerkanalysen in 19 
ausgewählten Kommunen bzw. Arbeitsagenturbezirken mit insgesamt 100 leitfaden-
gestützten Experteninterviews, die im Zeitraum von September 2005 bis Februar 
2007 in Institutionen, Organisationen und Betrieben durchgeführt wurden, die an 
Zustandekommen und Einsatz von Arbeitsgelegenheiten beteiligt waren: Grundsi-
cherungsträger (ARGEn, zugelassene kommunale Träger, Arbeitsagenturen), politi-
sche Akteure (Kammern, Gewerkschaften) sowie Träger und Einsatzbetriebe (vgl. 
Klemm et al. 2009). Die 19 Regionen wurden in Anlehnung an das Verfahren des 
theoretischen Sampling nach Glaser und Strauss (1998) ausgewählt. Gemäß der 
damit einhergehenden Kontrastierungsprozeduren (Verfahren der Maximierung und 
Minimierung von Unterschieden) entstand im Verlauf der Forschung ein Sample, 
das sich durch eine Variation der ausgewählten Untersuchungsregionen entlang der 
Lage im Bundesgebiet (mit besonderem Schwerpunkt auf eine Ost-West-Diffe-
renzierung), der wirtschaftlichen Situation der Region (prosperierende versus kri-
senhafte Region), der Größe der Kommune, Stadt versus Land und der regionalen 
durchschnittlichen Arbeitslosigkeit auszeichnet. 

3.1 Einsatzlogiken geförderter Beschäftigung in der 
Sozialwirtschaft 

Um die in der Sozialwirtschaft stattfindenden Übernahmen nachvollziehen zu kön-
nen, ist es notwendig, einerseits die betrieblichen Handlungsbedingungen und Nut-
zungsformen der Arbeitsgelegenheiten der potenziellen Arbeitgeber zu verstehen 
und andererseits die Tendenzen der Veränderungen des sozialwirtschaftlichen 'Ar-
beitsmarktes' zu kennen. Grob skizziert ist das Feld der Sozialwirtschaft das der 

                                                 
10  Von September 2005 bis Mai 2007 führte das Institut für Soziologie der Friedrich-Alexan-

der-Universität Erlangen-Nürnberg im Auftrag des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung (IAB) das Forschungsprojekt 'Ein-Euro-Jobs' in Deutschland: Fallstudien zur 
Auswirkung der SGB-II-Arbeitsgelegenheiten auf Beschäftigungsstruktur und Arbeits-
marktverhalten von Organisationen durch. Es steht in engem Kooperationszusammen-
hang mit dem Projekt Auswirkungen der Einrichtung von Arbeitsgelegenheiten nach 
SGB II auf Betriebe und Branchen am IAB. 
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Wohlfahrtsproduktion. Die bundesdeutsche Wohlfahrtsproduktion wird arbeitsteilig 
erbracht (vgl. Heinze 2009; Kaufmann 2009). Hauptakteure sind die öffentliche 
Hand als direkter Arbeitgeber und Hersteller von öffentlichen Gütern sowie - der 
subsidiären Tradition in Deutschland folgend - Einrichtungen der freien Wohlfahrts-
pflege. Sie gehören zu den größten deutschen Arbeitgebern und finanzieren sich 
über einen Mix aus Steuermitteln, Versicherungsbeiträgen, Fördermitteln (darunter: 
Arbeitsmarktförderung) und Spenden, Dienstleistungsangeboten und bürgerschaft-
lichem Engagement. Hinzu kommt ein vor allem seit den 1970er Jahren enorm ge-
wachsenes Feld an Organisationen des so genannten Dritten Sektors, das von Kul-
tureinrichtungen, Vereinen, zivilgesellschaftlichen Akteuren etc. getragen wird. 

Die Sozialwirtschaft stand in den vergangenen Jahren unter erheblichem Rationali-
sierungs- und Restrukturierungsdruck. Die (erwerbsorientierte) Beschäftigungsstruk-
tur11 hat sich beträchtlich diversifiziert. Ein Aspekt dieser Diversifizierung ist, dass 
geförderte Beschäftigung vor allem in den Feldern der Sozialwirtschaft aufgebaut 
wurde (vgl. Bode 2005), verbunden mit der Hoffnung, der 'Dritte Sektor' könne sich 
zum Beschäftigungsmotor entwickeln (vgl. Bellmann/Dathe/Kistler 2002; Priller/Zim-
mer 2006; Zimmer/Priller 2004). Im Zuge dieser Entwicklung ist geförderte Beschäf-
tigung zu einer wichtigen Säule der Wohlfahrtsproduktion avanciert (Dathe/Hohen-
danner/Priller 2009) – z. B. in Form von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, Struktur-
anpassungsmaßnahmen oder kommunalen Beschäftigungsprogrammen im Rah-
men des BSHG. 

Im Erhebungszeitraum (2005 bis 2007) trifft die 2005 erfolgte Umstellung der Ar-
beitsmarktpolitik von mittelfristigen auf eher kurzfristige Instrumente daher auf eine 
betriebliche Einsatzlogik öffentlich geförderter Beschäftigung, die entweder im Sinne 
einer 'Bewirtschaftung' der Qualifikationen der Arbeitslosen (Beschäftigungsgesell-
schaften, Bildungsträger) oder im Sinne der geförderten betrieblichen Nutzung des 
Arbeitskraftpotenzials in ihrer Wertschöpfung von diesem Angebot in einem nicht 
unerheblichen Umfang abhängig geworden ist. 

Die Arbeitsgelegenheiten substituieren die vorangegangenen Formen geförderter 
Beschäftigung (Hohendanner/Promberger/Bellmann 2007). Dabei bewegen sie sich 
jedoch in den von ihren 'Vorgängern' vorgezeichneten Einsatzlogiken und Nut-
zungspraktiken. 

                                                 
11  Neben der Erwerbsorientierung wird die Sozialwirtschaft nach wie vor auch durch ehren-

amtliches Engagement getragen. Auf die sich an die spezifischen Rechts- und Organisa-
tionsstrukturen der Sozialwirtschaft anschließenden Debatten können wir nicht näher 
eingehen. Für die Betriebe der Wohlfahrtsproduktion entsteht in vielen Fällen ein Konflikt-
feld zwischen Professionalisierung und Marktorientierung auf der einen und der Siche-
rung ehrenamtlichen Engagements auf der anderen Seite. Die Bereitschaft zum ehren-
amtlichen Engagement hängt von einer organisationalen Zwecksetzung ab, die über 
Marktorientierung hinausgeht (vgl. Luhmann 1973). 
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3.2 Wo und warum finden Übergänge statt? – Indizien und Hypo-
thesen 

Auf Basis der qualitativen Erhebung ließen sich Übernahmen erstens dort beobach-
ten, wo Arbeitsgelegenheiten faktisch in die betriebliche Arbeitsteilung integriert wa-
ren und der Einsatz funktional nahe am Kerngeschäft erfolgte: Herausgehobene 
Felder waren Betreuungstätigkeiten, die aus Pflegebereichen im Zuge von Budge-
tierung und Taylorisierung gewissermaßen ausdifferenziert wurden und nun von 
'Randbelegschaften' erfüllt werden. Die Tätigkeitsbereiche (unter Bezeichnungen 
wie Alltagsbegleitung, Aktivierung, Beteiligung oder Tagesstrukturierung zusam-
mengefasst) sehen keinen pflegerischen oder therapeutischen Berufsabschluss vor. 
Sie sind für 'Jedermann' offen. Die eher ungünstigen Arbeitsbedingungen bringen 
eine recht hohe Fluktuation mit sich – und Personen, die über Arbeitsgelegenheiten 
in die Betreuungsaufgaben integriert sind, können sich für freiwerdende Stellen 
empfehlen (was umgekehrt die Suchprozesse verkürzt und so Transaktionskosten 
reduziert). Besonders in wachsenden Einrichtungen dieses Typs sind daher direkte 
Übergänge zu beobachten. 

Wenn, zweitens, Beschäftigungsträger die gezielte Bewirtschaftung der Regiekosten 
und Maßnahmenkostenpauschale als zusätzliches Geschäftsfeld begreifen, fallen 
zunächst darauf bezogene Planungs- und Betreuungstätigkeiten für solche - im Feld 
tatsächlich so genannte - Arbeitsgelegenheits-Projekte an: Anleiter für handwerkli-
che und technisch-gewerbliche Tätigkeiten, Einsatzplaner, Ausbilder etc. Darüber 
hinaus werden damit auch Mittel für die Aufrechterhaltung oder die Ausweitung des 
Dienstleistungsangebots erwirtschaftet (z. B. Werkstätten und soziale Kaufhäuser, 
die Möbel restaurieren und verkaufen). In beiden Kontexten entsteht so zusätzliche 
Nachfrage nach (qualifizierter) Arbeitskraft. Diese Nachfrage kann auch aus dem 
Pool der Teilnehmer befriedigt werden. Allerdings hält sich diese Rekrutierung in 
Grenzen. Sie ist von der Frage abhängig, ob ein 'Matching' zwischen den Qualifika-
tionsprofilen der infrage kommenden Teilnehmer und der geschaffenen Stelle schon 
während der Arbeitsgelegenheit zugelassen wird; also ob ein Zusatzjobber hinsicht-
lich seiner Ausbildung und Qualifikation arbeitsmarktfern oder -nah eingesetzt wer-
den darf. Dies ist z. B. der Fall, wenn Anleiter mit handwerklich-technischen Qualifi-
kationen z. B. für Jugendprojekte, im Erziehungsbereich oder in Vereinen etc. ge-
sucht werden. 

Drittens sind Einsatzbetriebe bemüht, querliegend zu den beiden genannten Nut-
zungsformen 'kerngeschäftsnahe Nutzung der geförderten Arbeitskraft' und 'Mittel-
erwirtschaftung durch Maßnahmepauschalen', erprobte und fähige Ein-Euro-Kräfte 
im Betrieb zu halten, soweit sie sich bewährt haben und ein Bedarf für ihre Qualifi-
kation besteht, so etwa im Hausmeisterbereich oder im Wachdienst. Generell bieten 
geförderte, sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse zwei Vorteile 
gegenüber den Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschädigung: Erstens 
eröffnen sie einen längeren Planungshorizont als die in der Regel zunächst auf 
sechs Monate begrenzten Arbeitsgelegenheiten. Zweitens fallen unter spezifischen 
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Umständen Einschränkungen der Einsatzmöglichkeiten der betroffenen Personen 
weg. In diesen Fällen streben Einsatzbetriebe dahin, die altbekannte Praxis einer 
'Förderkette' unter neuen Umständen fortzusetzen oder wiederzubeleben. Die Ar-
beitsgelegenheit in der Mehraufwandsvariante wird, so der jeweilige Träger zu-
stimmt, in eine sozialversicherungspflichtige Entgeltvariante umgewandelt. Insbe-
sondere in Kleinstbetrieben des Vereinswesens, aber auch im Kultur- und Kommu-
nalbereich konnten Präferenzen für die Entgeltvariante festgestellt werden. 

Die qualitativen Befunde lassen sich mit Blick auf direkte innerbetriebliche Übergän-
ge in ungeförderte sozialversicherungspflichtige Beschäftigung zu drei durch qualita-
tive Evidenz fundierte Hypothesen verdichten, die diejenigen Einsatzkontexte von 
Arbeitsgelegenheiten beschreiben, die einen Klebeeffekt fördern: 

Kerngeschäftsnaher Einsatz in Wachstumsbetrieben und Betrieben mit hoher Per-
sonalfluktuation (These 1): Auch der Sektor der Sozialwirtschaft ist durch den Auf- 
und Abbau von Stellen gekennzeichnet. In Betrieben und Einrichtungen, die Be-
schäftigung aufbauen und eine positive Entwicklung ihres Geschäftsvolumens auf-
weisen, eröffnen sich – allerdings nur vereinzelt – Übernahmemöglichkeiten in so-
zialversicherungspflichtige Arbeitsverhältnisse. Diese These deckt sich mit den Bei-
spielen aus dem Feld der Betreuungstätigkeiten insbesondere im Gesundheitsbe-
reich (vor allem Pflegeeinrichtungen) und müsste sich entsprechend in erster Linie 
anhand der Übergänge aus Arbeitsgelegenheiten in Tätigkeiten in diesem Bereich 
bestätigen oder widerlegen lassen. 

Maßnahmepauschalen werden als Geschäftsfeld genutzt (These 2): In größerem 
Umfang entstehen Übergänge im Umfeld der Bewirtschaftung der Maßnahme. Akti-
ve Arbeitsmarktpolitik selbst ist ein 'Wirtschaftszweig', auf dem Einrichtungen und 
Betriebe tätig sind und Arbeitsplätze entstehen – und dies nicht zusätzlich, sondern 
als Kerngeschäft: Maßnahmen werden konzipiert, akquiriert und verwaltet. Für das 
Umfeld der Maßnahmen werden Sozialpädagogen, Anleiter, Lehrkräfte und Verwal-
tungskräfte benötigt. Teilnehmende an Arbeitsgelegenheiten können auf eine solche 
Stelle als Anleiter in Beschäftigungsgesellschaften und Förderwerkstätten hoffen, 
wenn dafür - über die Regiekosten bzw. Maßnahmenkostenpauschale oder andere 
Fördermittel - Gelder zur Verfügung stehen. Die Beschäftigungsverhältnisse sind 
damit an die Fortführung der Maßnahme bzw. an den kontinuierlichen Strom an 
Fördermitteln und Arbeitslosen gebunden, die es anzuleiten, zu betreuen und zu 
qualifizieren gilt. Maßnahmen werden dabei häufig in Form von Projekten konzipiert, 
die - in der Denktradition des BSHG - vor allem auf kommunaler Ebene auch Erlöse 
erwirtschaften (etwa bei Entrümpelungen, Aufbereitung von antiquarischen Möbeln, 
Herstellung von Spielplatzgeräten, Grünanlagenpflege für die öffentliche Hand, 
Gastronomie etc.). Nicht immer, aber häufig handelt es sich hierbei um Weiterbil-
dungseinrichtungen, die arbeitsmarktnahe Qualifikationen 'on-the-job' vermitteln. Die 
Erlöserwirtschaftung ist auch in diesen Fällen an die Bewirtschaftung von Arbeitsge-
legenheiten geknüpft. Diese Erlöse können in einen höheren Personaletat des Trä-
gers führen und somit zu einem Personalaufbau. 
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Förderketten als Mittel zur Kompensation von Budgetrestriktionen (These 3): Stehen 
Fördermittel in Form von Verlängerungsmöglichkeiten der Maßnahme selbst, Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen, Arbeitsgelegenheiten in der Entgeltvariante oder 
anderen Maßnahmen zur Verfügung, die eine Weiterbeschäftigung eines Ein-Euro-
Jobbers ermöglichen, werden die Einrichtungen - angesichts ihrer Budgetrestrikti-
on - diesen Weg wählen. Im Falle direkt geförderter sozialversicherungspflichtiger 
Beschäftigung muss zwar in der Regel auf Regiekosten verzichtet werden, die Zu-
satzkräfte können in der Regel jedoch flexibler im Wertschöpfungsprozess der Ein-
richtung eingesetzt werden (die einschränkenden Kriterien Zusätzlichkeit und öffent-
liches Interesse gelten v. a. für die Arbeitsgelegenheiten in der Mehraufwandsvari-
ante). 

4 Quantitative Analyse 
Im Folgenden wird untersucht, in welchen Betrieben direkte Übergänge in sozialver-
sicherungspflichtige Beschäftigung stattfinden und ob die drei beschriebenen Ein-
satzkontexte tatsächlich und statistisch nachvollziehbar die Wahrscheinlichkeit in-
nerbetrieblicher Übergänge erhöhen. 

Die Datenbasis der quantitativen Analyse ist die Sondererhebung im Rahmen des 
IAB-Betriebspanels12 2006 und 2007. In der Erhebung wurden zusätzlich zur 
Haupterhebung weitere Einrichtungen und Betriebe befragt, die Arbeitsgelegenhei-
ten in der Variante der Mehraufwandsentschädigung einsetzen. Die Grundgesamt-
heit der Befragung beschränkt sich auf ausgewählte Branchen, in denen sich die 
Arbeitsgelegenheiten aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen konzentrieren. Im 
Einzelnen sind das die Branchen 'Erziehung und Unterricht', 'Gesundheit und Sozi-
alwesen', 'Organisationen ohne Erwerbszweck', 'Öffentliche Verwaltung' sowie 
'Sonstige Dienstleistungen' (Entsorgung, Abfallbeseitigung, Kultur, Sport). Innerhalb 
dieser Branchen umfasst die Grundgesamtheit alle Betriebe mit mindestens einem 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten zum Stichtag 30.06.200513. Im Jahr 2006 
entstammen nach Angaben des IAB-Betriebspanels 84 Prozent der Einsatzbetriebe 

                                                 
12  Das IAB-Betriebspanel ist eine repräsentative, persönlich-mündliche Befragung von mitt-

lerweile etwa 16.000 Betrieben, Dienststellen und Organisationen, die mindestens eine 
Person sozialversicherungspflichtig beschäftigen. Die Befragung wird seit 1993 jährlich in 
West- und seit 1996 in Gesamtdeutschland durchgeführt. 

13  Es existierte keine Datenquelle, die die Ziehung einer repräsentativen Stichprobe für 
Betriebe mit Ein-Euro-Kräften in diesen Branchen ermöglichte. Zur Identifikation der Be-
triebe wurde vor die eigentliche Erhebung ein telefonisches Screening geschaltet. Für die 
Ziehung der Bruttostichprobe für das telefonische Screening wurde die Betriebsdatei der 
Bundesagentur für Arbeit herangezogen. Sie beruht auf den Meldungen der Arbeitgeber 
zur Sozialversicherung und umfasst folglich alle Betriebe mit mindestens einem sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten zum Stichtag. Die Stichprobe wurde für Ost- und 
Westdeutschland nach den fünf Branchen und nach drei Betriebsgrößenklassen ge-
schichtet (1 bis 19, 20 bis 199 und 200 Beschäftigte und mehr). Bei der Festlegung der 
Bruttostichprobe für das telefonische Screening wurde mit Hilfe der Daten des IAB-
Betriebspanels 2005 für jede Zelle die Wahrscheinlichkeit ermittelt, mit der Ein-Euro-
Betriebe zu finden sind. Die Auswahl der Betriebe in der Sondererhebung erfolgte dis-
junkt zur Stichprobe der Haupterhebung des IAB-Betriebspanels. 
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diesen Branchen, im Jahr 2007 waren es 86 Prozent. Insofern bleibt nur ein kleiner 
Teil der Einsatzbetriebe unberücksichtigt. Insgesamt konnten im Jahr 2006  1.316 
Interviews (Nettostichprobe) realisiert werden.14 Die Betriebe, die sich an der Befra-
gung 2006 beteiligt hatten, wurden 2007 erneut befragt. Dabei wurden insgesamt 
1.072 auswertbare Interviews geführt. Die Personalverantwortlichen oder Ge-
schäftsführer wurden u. a. befragt zu Qualifizierungsmaßnahmen im Rahmen der 
Maßnahme, zur Art der ausgeübten Tätigkeiten oder zur Alters- und Geschlechts-
struktur der Teilnehmenden15. Darüber hinaus wurde erhoben, ob und wie viele Ar-
beitsgelegenheiten vorzeitig abgebrochen oder verlängert wurden und wie viele 
Teilnehmer in anderen Vertragsformen16 weiterbeschäftigt worden sind. 

Das empirische Modell untersucht auf Basis der Daten für 2006 und 2007 die Be-
stimmungsfaktoren der Realisierung von innerbetrieblichen Übergängen von min-
destens einer Ein-Euro-Kraft in ungeförderte sozialversicherungspflichtige Beschäf-
tigung mit einem Logit-Modell 17. Im Modell wird die regionale Arbeitslosenquote auf 
Kreisebene als Regressor berücksichtigt, da davon auszugehen ist, dass die regio-
nale Arbeitsmarktsituation einen Einfluss auf die Übernahmechancen der Teilneh-
mer haben kann18. Da – neben der Betriebsebene die Regionalebene in den Model-
len berücksichtigt wird, werden in einem Zwei-Ebenen-Random-Effects Logit-Modell 
zufällige Effekte für die Betriebs- und Regionalebene eingeführt (Rabe-
Hesketh/Skrondal 2008)19. 

Folgende weitere exogene Variablen gehen in das Modell ein: These 1 (kernge-
schäftsnahe Nutzung der geförderten Arbeitskraft) wird untersucht mit Variablen, die 
die wirtschaftliche Entwicklung der Einrichtung repräsentieren: Neben der regiona-
len Arbeitslosenquote wird die erwartete Entwicklung des Geschäftsvolumens be-
rücksichtigt. Die Beschäftigungsentwicklung wird mit der 'Job Creation' sowie der 

                                                 
14  Die Interviews wurden durch den Interviewerstab von TNS Infratest Sozialforschung per-

sönlich-mündlich mit standardisierten Fragebögen durchgeführt. 
15  Der Fragebogen enthält einerseits allgemeine Fragen zur Art der Einrichtung (Gemein-

nützigkeit, Beschäftigungsgesellschaft, Träger von Arbeitsgelegenheiten etc.), zur Be-
schäftigtenentwicklung und -struktur der Einrichtungen, der Geschäftsentwicklung oder 
der Existenz einer Mitarbeitervertretung, andererseits Fragen zu den Arbeitsgelegenhei-
ten. 

16  In ungeförderte sozialversicherungspflichtige Beschäftigung, in Minijobs, in ABM oder in 
eine Arbeitsgelegenheit in der Entgeltvariante. 

17  Dazu wird ein Dummy gebildet, der den Wert Eins annimmt, wenn der Betrieb angibt, Ein-
Euro-Kräfte übernommen zu haben, und den Wert Null, wenn dies nicht der Fall ist. 

18  Einerseits ist denkbar, dass in Regionen mit hoher (struktureller) Arbeitslosigkeit der An-
teil 'beschäftigungsfähiger' Teilnehmer höher ist, andererseits spricht eine hohe regionale 
Arbeitslosigkeit für eine eher schlechte Aufnahmefähigkeit der Betriebe. 

19  Das Random-Effects Logit-Modell mit zwei Ebenen wird in STATA 10 mit xtmelogit be-
rechnet. Zur Bestimmung der Schätzergebnisse wird ein adaptives Gauss-Quadratur-
Verfahren verwendet. Alternativ wird ein Logit-Modell mit geclusterten Standardfehlern 
auf der Regionalebene berechnet (siehe Anhang). 
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'Job Destruction' Rate im Vergleich zum Vorjahr abgebildet20 – ohne Berücksichti-
gung der Übernahmen aus einem Ein-Euro-Job. Im Zusammenhang mit dem Akti-
vierungsgedanken der These 1 wird zudem berücksichtigt, ob Ein-Euro-Jobber an 
Qualifizierungsmaßnahmen teilgenommen haben, die über die normale Einarbei-
tung hinausgehen. 

Die Übernahmewahrscheinlichkeit ist entsprechend der These 3 (Weiterbeschäfti-
gung durch Förderkette) geringer, wenn für den Betrieb Anreize bestehen bzw. die 
Möglichkeit existiert, die Teilnehmenden in ihren Maßnahmen zu verlängern oder 
die Beschäftigung einer Person über alternative Fördermaßnahmen fortzuführen. 
Daher werden Quoten in das Modell aufgenommen, die den Anteil der Verlängerun-
gen und den Anteil der Übergänge in alternative Fördermaßnahmen an allen Wei-
terbeschäftigungsformen abbilden. 

Entsprechend der These 2 (Mittelerwirtschaftung durch Maßnahmepauschalen) 
werden Variablen für Beschäftigungsgesellschaften und Träger von Arbeitsgelegen-
heiten aufgenommen. Zusätzlich werden in alternativen Spezifikationen zwei Inter-
aktionsterme einbezogen: der Träger- und Qualifizierungsdummy werden jeweils mit 
dem Anteil der Ein-Euro-Jobber an allen Beschäftigten der Einrichtung interagiert. 
Die Interaktionsterme messen den Einfluss des Beschäftigtenanteils der Ein-Euro-
Jobber an allen Beschäftigten in Träger- und Qualifikationsbetrieben auf die Über-
nahmen: Ein positiver Zusammenhang zwischen den Interaktionstermen und der 
Übernahmechance spricht für eine über die Trägerpauschale (mit-)finanzierte Rek-
rutierung aus dem Kreis der Teilnehmenden für die Bewirtschaftung, Anleitung oder 
Qualifizierung der anderen Zusatzkräfte. 

Da Mitarbeitervertretungen (MAV) einen Einfluss auf die Personalpolitik von Einrich-
tungen und Betrieben haben können, wird die Existenz eines Betriebs-, Personalrats 
oder einer MAV im Modell berücksichtigt. Zudem werden Betriebsgrößenklassen- 
und Branchendummies der Schichtungszellen aufgenommen, um mögliche Be-
triebsgrößen- und Brancheneffekte zu kontrollieren21. Ein Dummy für Ost- und 
Westdeutschland sowie ein Jahresdummy, der die generelle zeitliche Entwicklung 
zwischen 2006 und 2007 berücksichtigt, komplettieren das Modell. 

                                                 
20  Die Job Creation Rate (JCR) und die Job Destruction Rate (JDR) berechnen sich folgen-

dermaßen: JCR=Ht/Nt und JDR=St/Nt, wobei H=Anzahl der Einstellungen, S=Anzahl der 
Abgänge, N=durchschnittliche Gesamtbeschäftigung, t=erstes Halbjahr des Beobach-
tungsjahres. Übernahmen von Ein-Euro-Kräften werden nicht als Einstellungen gezählt 
und gehen damit nicht in die JCR ein. 

21  Darüber hinaus wurden in alternativen Modellspezifikationen eine Reihe weiterer Kont-
rollvariablen berücksichtigt, die keinen statistischen Einfluss zeigten und in der Endspezi-
fikation nicht berücksichtigt wurden: Es wurde die Geschlechts-, Alters- und 
Qualifiziertenstruktur der Teilnehmer und die Art der Tätigkeiten aufgenommen. Darüber 
hinaus wurde berücksichtigt, ob der Betrieb eher positive Erfahrungen mit Ein-Euro-Jobs 
gemacht hat, ob er eher profitiert hat oder der Aufwand zu groß war, ob es Widerstand 
aus der Stammbelegschaft gab etc. Um zu testen, ob Übergänge häufiger in Betrieben 
der Privatwirtschaft stattfinden, wurde zudem ein Dummy eingefügt, der anzeigt, ob ein 
Betrieb zur Privatwirtschaft zählt.  
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5 Ergebnisse 
5.1 Deskriptive Befunde 
Insgesamt wurden im Jahr 2006 etwa elf Prozent der Teilnehmenden in einer ande-
ren (geförderten oder nicht geförderten) Beschäftigungsform im selben Betrieb 
weiterbeschäftigt (Tabelle 1: Verschiedene Formen der Übergänge aus Ein-Euro-
Jobs). Im Jahr 2007 waren es noch etwa sieben Prozent der Teilnehmenden. Nur 
ein Teil davon waren Übergänge in ungeförderte, sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigung, die im engeren Sinne als Klebeeffekt zu verstehen sind. Und dieser Teil 
hat sich von 2006 auf 2007 stark verringert. Während im Jahr 2006 der Klebeeffekt 
noch bei vier Prozent lag, lag er im Jahr 2007 bei nur knapp über einem Prozent. 
Dieser Rückgang kann möglicherweise darauf zurückgeführt werden, dass diesel-
ben Betriebe befragt worden sind. Hat ein Betrieb im Jahr 2006 bereits eine Person 
übernommen, ist eine Stelle besetzt und die Wahrscheinlichkeit sinkt, dass im 
nächsten Jahr nochmals eine Übernahme realisiert werden kann. Besonders niedrig 
sind die Übergänge in Ostdeutschland: Hier liegen die gesamten Übergänge im Jahr 
2006 bei etwa acht Prozent, im Jahr 2007 gerade bei zwei Prozent. Auch hinsicht-
lich der Verlängerungen von Arbeitsgelegenheiten unterscheiden sich Ost- und 
Westdeutschland deutlich. Während im Westen im Jahr 2006 etwa ein Viertel der 
Arbeitsgelegenheiten verlängert wurden, war es in Ostdeutschland lediglich ein 
Zehntel. 

Tabelle 1 
Verschiedene Formen der Übergänge aus Ein-Euro-Jobs 
1. Halbjahr 2006 und 2007 (in Prozent) 

 Ungeförderte 
svB* 

geringfügige  
Beschäftigung 

andere Maßnahmen: 
ABM/AGH Entgelt 
etc. 

Gesamte 
Übergänge 

Verlängerungen 
von Ein-Euro-Jobs 

 2006 2007 2006 2007 2006 2007 2006 2007 2006 2007 
Ost 2 0 2 1 3 1 8 2 11 5 
West 6 3 6 2 3 8 15 13 23 18 
Gesamt 4 1 4 1 3 4 11 7 17 10 

Anmerkungen:  Werte unter 0,5 Prozent werden mit 0 angegeben. Die Übergänge beziehen sich auf die durch-
schnittliche Anzahl der Arbeitsgelegenheiten im 1. Halbjahr des jeweiligen Jahres. 

*svB: sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
Quelle:  Sondererhebung des IAB-Betriebspanels 2006 und 2007 
 

Bemerkenswert ist der Anstieg der Übergänge in andere Fördermaßnahmen wie 
Arbeitsgelegenheiten in der Entgeltvariante und ABM in Westdeutschland zwischen 
2006 und 2007. Diese Entwicklung deutet darauf hin, dass den Einrichtungen ver-
stärkt alternative (sozialversicherungspflichtige) Maßnahmen zur Verfügung stan-
den, was wiederum darauf hinweist, dass sich die Förder- und Beschäftigungspraxis 
- allerdings nur in Westdeutschland - wieder in Richtung der Situation vor der Ein-
führung des SGB II bewegen. Mit anderen Worten würde das bedeuten, dass die 
indirekte Förderung 'regulärer' Beschäftigung über Maßnahmekostenpauschalen 
durch die direkte Förderung etwa in Form der Entgeltvariante substituiert wird; da für 
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die über die Regiekosten finanzierte Arbeitskraft kein Geld mehr vorhanden ist, 
muss diese über die Entgeltvariante eingestellt werden. Diese Praxis konnte im 
Rahmen der qualitativen Studie mehrfach beobachtet werden. 

Branchenspezifisch sind innerbetriebliche Übergänge tatsächlich häufig im Gesund-
heits- und Sozialwesen zu beobachten. Dieser Befund deckt sich mit den Ergebnis-
sen der qualitativen Analyse. Insbesondere im Pflegesektor mit hoher Personalfluk-
tuation gelingen demnach am ehesten Übergänge. 

5.2 Multivariate Befunde 
Die Ergebnisse der multivariaten Analysen (vgl. Tabelle 2 im Anhang: Determinan-
ten innerbetrieblicher Übergänge aus Arbeitsgelegenheiten) bestätigen weitgehend 
die qualitativ generierte These 2 (Mittelerwirtschaftung durch Maßnahmepauscha-
len). Übergänge sind vor allem in Beschäftigungsgesellschaften und in Trägerbe-
trieben zu beobachten sowie in Betrieben mit einem hohen Anteil an Ein-Euro-
Kräften. Die Korrelationen weisen darauf hin, dass innerbetriebliche Übergänge vor 
allem innerhalb des Feldes der organisierten Beschäftigungsförderung stattfinden 
(vgl. Bode 2005)22. 

Übergänge finden in Betrieben statt, die ihre Zusatzkräfte flankierend qualifizieren. 
Dieser Zusammenhang kann zweierlei bedeuten: Einerseits entstehen in Verbin-
dung mit Qualifizierungsmaßnahmen Stellen für Anleitende, die aus dem Kreis der 
Ein-Euro-Jobber rekrutiert werden. Ein Indiz hierfür wäre eine positive Korrelation 
zwischen dem Anteil der Ein-Euro-Kräfte in Qualifikationsbetrieben (abgebildet 
durch einen Interaktionsterm) und der Übernahmechance. Je höher dieser Anteil der 
Ein-Euro-Kräfte, umso eher werden Stellen für Anleitende notwendig. Für 'Skalenef-
fekte' spricht auch, dass Übernahmen generell in größeren Betrieben wahrscheinli-
cher sind. Da allerdings nur ein Zusammenhang zwischen der Tatsache, dass ein 
Betrieb eine Qualifizierung durchgeführt hat und der Übernahme besteht, nicht aber 
mit dem Interaktionsterm, lässt sich der Zusammenhang auch wohlwollend im Sinne 

                                                 
22 Bode (2005) skizziert in seiner Interpretation der Geschichte der organisierten Beschäfti-

gungsförderung eine Abwendung von einer sozialpolitischen hin zu einer arbeitsmarktpo-
litischen Ausrichtung der Beschäftigungsförderung. So standen in den 1980er Jahren die 
Schaffung 'alternativer' Berufs(wieder)eingliederungs- und Beschäftigungsmöglichkeiten 
auf dem so genannten zweiten Arbeitsmarkt im Vordergrund mit dem Ziel, die als vorü-
bergehend interpretierte Erwerbslosigkeit "sozial und infrastrukturpolitisch sinnvoll abzu-
dämpfen" (Bode 2005). Im Verlauf der 1990er Jahre kam es vor dem Hintergrund der an-
haltenden Massenarbeitslosigkeit und des wohlfahrtsstaatlichen Paradigmenwechsels hin 
zum New Public Management zum Vordringen marktrationaler Konzepte und staatlichen 
Managerialismus, der zu einer zunehmenden Durchdringung des Organisationsfeldes mit 
Marktlogiken führte. Viele Träger der Beschäftigungsförderung waren gezwungen, sich 
"als quasi-kommerzielle Dienstleister zu definieren oder wenigstens zu inszenieren" 
(Bode 2005). Statt alternativer Beschäftigung wurden Bode zufolge immer mehr konkrete 
"Maßnahmen" gefördert, die zunehmend auf ihren Integrationserfolg hin bewertet wur-
den: "Vor dem Hintergrund einer neuen arbeitsmarktpolitischen Interventionsphilosophie 
ging es zunehmend darum, alle Maßnahmen der Beschäftigungsförderung am Ziel der 
schnellst möglichen Vermittlung in Beschäftigung gleich welcher Art auszurichten" (Bode 
2005). 
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der These 1 (kerngeschäftsnahe Nutzung der geförderten Arbeitskraft) interpretie-
ren. Die realisierten Qualifizierungsmaßnahmen haben demnach die Beschäfti-
gungsfähigkeit der Teilnehmer erhöht und eine Integration in den Betrieb ermöglicht. 
Gleichwohl ist dieser Zusammenhang eher spekulativ, weil keine personenspezifi-
schen Aussagen in Betriebsbefragungen getroffen werden können. Konkrete Hin-
weise für These 1 finden sich in der positiven Korrelation zur Geschäftsentwicklung 
und zur Job Creation Rate. In wachsenden Betrieben ist die Übernahmechance hö-
her. Die regionale Arbeitslosenquote hat indes keinen Einfluss auf die Übernahme-
chance. 

Die negative Beziehung zwischen dem Anteil alternativer Fördermaßnahmen an 
allen Weiterbeschäftigungen im Betrieb und der Chance auf Übernahme beschreibt 
ein substitutives Verhältnis und stärkt die These 3 (Weiterbeschäftigung durch För-
derkette): Wenn Einrichtungen ein Interesse an der Weiterbeschäftigung eines 
Maßnahmeteilnehmers oder einer Maßnahmeteilnehmerin haben, versuchen sie 
dies zunächst über alternative Fördermittel. Stehen diese jedoch nicht bereit und 
stehen zugleich Personalmittel zur Verfügung, kann es zu Klebeffekten kommen. 
Gerade dieser Zusammenhang verweist darauf, dass es sich 'real' in beiden Fällen 
um geförderte Beschäftigung handelt. Die deskriptiven Befunde ergeben jedoch, 
dass dies insgesamt sehr selten der Fall ist. 

6 Fazit 
In diesem Aufsatz wurde die Frage diskutiert, wie der Übergang vom Ein-Euro-Job 
zum 'regulären' Mitarbeiter als sog. 'Klebeeffekt' - also im selben Einsatzbetrieb 
bzw. in derselben Einrichtung - erklärt werden kann. Die Rahmenbedingungen las-
sen die direkte Beschäftigungsintegration aus Arbeitsgelegenheiten in Mehrauf-
wandsvariante heraus zunächst nicht erwarten: Arbeitsgelegenheiten dienen in ers-
ter Linie als ein Element der schrittweisen Integration in Beschäftigung. Ihre recht-
liche Ausgestaltung als zusätzliche Tätigkeiten erschwert die innerbetriebliche Integ-
ration. Die Ein-Euro-Jobs konzentrieren sich im Feld der nur bedingt aufnahmefähi-
gen Sozialwirtschaft, und sie sollen dort in erster Linie als 'Beschäftigungsersatz' 
eingesetzt werden. Aufgrund dieser Rahmenbedingungen ist es nicht nur nicht über-
raschend, dass lediglich vier Prozent der Zusatzkräfte im Jahr 2006 in eine ungeför-
derte sozialversicherungspflichtige Beschäftigung in derselben Einrichtung über-
nommen wurden, sondern diese Übergänge sind erklärungsbedürftig. Aus der 
Mixed-Methods-Evaluation geht hervor, dass sie erstens dann zu beobachten sind, 
wenn ein kerngeschäftsnaher Einsatz in Organisationen mit positiven Geschäftser-
wartungen erfolgt, die generell Personal aufbauen23. Zweitens werden Teilnehmer 
im Zusammenhang mit der Bewirtschaftung der Maßnahme in Beschäftigung über-
nommen, z. B. als Anleiter in Beschäftigungsgesellschaften und Förderwerkstätten. 

                                                 
23  Dieser Sachverhalt weist deutliche Parallelen zur Übernahme von Leiharbeitskräften in 

die Stammbelegschaft von Industriebetrieben auf; die Grenzen zwischen Stamm- und 
Randbelegschaften werden unter bestimmten Voraussetzungen wie Personalsuche, Be-
legschaftsaufbau und guter Geschäftslage durchlässiger (vgl. Promberger 2011). 
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Wenn Gelder zur Verfügung stehen (Maßnahmenkostenpauschale oder andere 
Fördermittel), können im Umfeld der Maßnahmen Stellen entstehen, die mit Perso-
nen aus Arbeitsgelegenheiten besetzt werden. Die Arbeitsgelegenheiten sind ein 
'Geschäftsfeld' der Träger, für das Personal benötigt wird. Die neu geschaffenen 
Beschäftigungsverhältnisse sind jedoch an die Fortführung der Maßnahme bzw. an 
den kontinuierlichen Strom an Fördermitteln und Maßnahmeteilnehmer gebunden, 
die es anzuleiten, zu betreuen und zu qualifizieren gilt. Drittens nutzen die Einrich-
tungen - neben unmittelbaren Übernahmen - als Alternative die Möglichkeit der Ver-
längerung von Maßnahmen (2006 wurden 17 Prozent der Maßnahmen verlängert, 
vgl. Tabelle 1: Verschiedene Formen der Übergänge aus Ein-Euro-Jobs) oder sie 
greifen auf andere Fördermittel wie Arbeitsgelegenheiten in der Entgeltvariante zu-
rück. Die Aufnahmefähigkeit in ungeförderte Beschäftigung bleibt angesichts be-
grenzter Personal- und Haushaltsmittel jedenfalls beschränkt. 

Insgesamt fällt die Bilanz der bisherigen Bemühungen um eine Wiedereingliederung 
Langzeitarbeitsloser in reguläre Beschäftigung ernüchternd aus (siehe auch: 
Baethge-Kinsky 2008; Bundesagentur für Arbeit 2008b). Wie gezeigt, kommt zu den 
begrenzten Wiedereingliederungseffekten hinzu, dass ein wesentlicher Teil der Ar-
beitsgelegenheiten nicht durch eine Verbesserung des Arbeitskräfteangebots 'wirkt', 
sondern vielmehr durch die Steigerung der Nachfragekapazitäten in der Sozialwirt-
schaft über den Zustrom an Fördermitteln und Teilnehmer. Die aktuell praktizierte 
'aktivierende Arbeitsmarktpolitik' betreibt so mittelbar nicht nur die 'Verbesserung' 
des Arbeitskräfteangebots zur Unterstützung der 'freien Kräfte' des Arbeitsmarktes, 
sondern sie konstituiert, was den untersuchten Anteil an Übergängen in sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigung betrifft, den 'regulären' Arbeitsmarkt auf der Nach-
frageseite mit. Geförderte Beschäftigung muss organisiert und verwaltet werden, 
Arbeitslose müssen qualifiziert und Tätigkeitsfelder geschaffen werden. In diesem 
'Wirtschaftszweig' entstehen so 'ungeförderte' Arbeitsplätze, auch für Teilnehmer an 
Arbeitsgelegenheiten. 

Die gegenwärtige aktivierende Arbeitsmarktpolitik teilt somit das Schicksal ihrer 
Vorgänger: Sie finanziert sozialversicherungspflichtige Beschäftigung, anstatt wie 
intendiert, 'nur' Beschäftigungsfähigkeit zu erhöhen und Übergänge in ungeförderte 
Beschäftigung zu erleichtern. Dieser Befund spricht indes nicht gegen Beschäfti-
gungsförderung als Ziel oder als nicht-intendierter Effekt aktiver oder aktivierender 
Arbeitsmarkpolitik. Er spricht alleine gegen eine verkürzende Betrachtung der Funk-
tionsweise von arbeitsmarktpolitischen Instrumenten auf ihre intendierten Effekte, 
ohne jene 'intervenierenden' Faktoren zu beachten, die das betriebliche Beschäfti-
gungsverhalten sektoral unterschiedlich beeinflussen – und arbeitsmarktpolitische 
Instrumente gehören zweifelsohne zu diesen Faktoren. Evaluationsforschung sieht 
sich vor die Aufgabe gestellt, stärker als bisher die Funktionsweisen unterschiedli-
cher Beschäftigungsfelder zu berücksichtigen, die insgesamt den sogenannten ers-
ten Arbeitsmarkt konstituieren. 
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Tabellenanhang 
Tabelle 2 
Determinanten innerbetrieblicher Übergänge aus Arbeitsgelegenheiten in ungeförderte sozialversicherungspflichtige Beschäftigung. 
Mehrebenen-Logit-Modelle der Jahre 2006 und 2007 

 ohne Interaktionsterme mit Interaktionstermen 
Koeffizienten Z-Werte Koeffizienten Z-Werte 

Arbeitslosenquote (auf Kreisebene) 3,49 1,24 3,819 1,35 
Beschäftigtenanteil Ein-Euro-Jobs 2,751*** 5,66 1,197 1,24 
Anteil alternativer Fördermaßnahmen an allen Weiterbeschäftigungen -1,032** -2,48 -1,030** -2,46 
Anteil Verlängerungen an allen Weiterbeschäftigungen -0,304 -1,50 -0,291 -1,42 
Arbeitsplatzabbau: Job Destruction Rate -0,89 -1,22 -0,924 -1,25 
Arbeitsplatzaufbau: Job Creation Rate 1,053** 2,19 1,043** 2,14 
Erwartete Geschäftsentwicklung (-1: sinkend, 0: konstant/unsicher, 1: steigend) 0,336** 2,05 0,346** 2,09 
Träger von Arbeitsgelegenheiten 0,477** 2,48 0,235 1,02 
Beschäftigtenanteil der Ein-Euro-Kräfte in Trägerbetrieben (Interaktionsterm)   1,714* 1,83 
Beschäftigungsgesellschaft 0,931*** 3,03 0,861*** 2,78 
Betrieb bietet Qualifizierung für Teilnehmer an 0,549*** 2,95 0,517** 2,19 
Beschäftigtenanteil der Ein-Euro-Kräfte in Betrieben mit Qualifizierung (Interaktionsterm)   0,210 0,32 
Betriebsrat, Personalrat oder Mitarbeitervertretung 0,441* 1,90 0,440* 1,88 
Branchen (Referenz: Öffentliche Verwaltung):     
Erziehung und Unterricht  0,482* 1,74 0,404 1,44 
Gesundheits- und Sozialwesen 0,867*** 3,38 0,808*** 3,13 
Sonstige Dienstleistungen 0,753** 2,45 0,764** 2,46 
Organisationen ohne Erwerbscharakter 0,499* 1,74 0,481* 1,67 
Betriebsgröße (Referenz: 200 und mehr Beschäftigte)     
1 bis 19 Beschäftigte -2,479*** -7,34 -2,386*** -7,05 
20 bis 199 Beschäftigte -1,191*** -5,49 -1,191*** -5,46 
Westdeutschland 0,895*** 2,95 0,910*** 2,98 
Jahresdummy (2006=0, 2007=1) -0,274 -1,49 -0,273 -1,47 
Konstante -3,521*** -5,33 -3,388*** -5,12 
Anzahl der Beobachtungen 1779 
Anzahl der Betriebe 1211 
Anzahl der Regionen 363 

LR Test: multilevel vs. logistic regression chi2(2) = 7.33  
Prob>chi2 = 0,0256 

chi2(2) = 7,05  
Prob>chi2 = 0,0294 

Beobachtungen pro Betrieb: Minimum: 1, Durchschnitt: 1.5, Maximum: 2 
Beobachtungen pro Region: Minimum: 1, Durchschnitt: 4,9, Maximum: 39 
Da Interaktionsterme im Logit-Modell nicht wie im OLS-Modell direkt interpretierbar sind (Ai/Norton 2003), wird alternativ ein lineares Wahrscheinlichkeitsmodell (siehe Tabelle 3) berechnet, um zu überprü-
fen, ob die Interaktionsterme im logistischen Mehrebenenmodell mit den Koeffizienten im linearen Wahrscheinlichkeitsmodell vergleichbar sind. Dies ist hier der Fall. 
*** signifikant auf dem 1%-Niveau, ** signifikant auf dem 5%-Niveau, * signifikant auf dem 10%-Niveau 
Quelle: Sondererhebung 'Erfahrungen mit Ein-Euro-Jobs' 2006/2007 
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Tabelle 3 
Determinanten innerbetrieblicher Übergänge aus Arbeitsgelegenheiten in ungeförderte sozialversicherungspflichtige Beschäftigung. 
Alternative Spezifikationen mit Interaktionstermen 

 

Logit-Modell mit geclusterten 
Standardfehlern auf der  

Regionalebene 

Lineares  
Wahrscheinlichkeitsmodell 

Koeffizienten Z-Werte Koeffizienten T-Werte 
Arbeitslosenquote (auf Kreisebene) 3,657 1,52 0,39 1,60 
Beschäftigtenanteil Ein-Euro-Jobs 1,126 1,29 0,101* 1,94 
Anteil alternativer Fördermaßnahmen an allen Weiterbeschäftigungen -1,001*** -3,05 -0,081*** -2,90 
Anteil Verlängerungen an allen Weiterbeschäftigungen -0,236 -1,59 -0,029** -2,03 
Arbeitsplatzabbau: Job Destruction Rate -0,797 -1,46 -0,081 -1,02 
Arbeitsplatzaufbau: Job Creation Rate 0,904** 2,47 0,116** 1,98 
Erwartete Geschäftsentwicklung (-1: sinkend, 0: konstant/unsicher, 1: steigend) 0,348** 2,29 0,034** 2,17 
Träger von Arbeitsgelegenheiten 0,177 0,82 0,012 0,54 
Beschäftigtenanteil der Ein-Euro-Kräfte in Trägerbetrieben (Interaktionsterm) 1,690** 2,21 0,170*** 2,64 
Beschäftigungsgesellschaft 0,770*** 2,80 0,160*** 3,44 
Betrieb bietet Qualifizierung für Teilnehmer an 0,540** 2,53 0,052** 1,98 
Beschäftigtenanteil der Ein-Euro-Kräfte in Betrieben mit Qualifizierung (Interaktionsterm) 0,103 0,18 0,089 1,16 
Betriebsrat, Personalrat oder Mitarbeitervertretung 0,415* 1,78 0,039** 2,14 
Branchen (Referenz: Öffentliche Verwaltung)     
Erziehung und Unterricht  0,341 1,35 0,036* 1,70 
Gesundheits- und Sozialwesen 0,747*** 3,17 0,073*** 2,73 
Sonstige Dienstleistungen 0,728** 2,44 0,066** 2,31 
Organisationen ohne Erwerbscharakter 0,508* 1,90 0,038 1,58 
Betriebsgröße (Referenz: 200 und mehr Beschäftigte)     
1 bis 19 Beschäftigte -2,215*** -6,81 -0,216*** -6,84 
20 bis 199 Beschäftigte -1,100*** -5,48 -0,138*** -4,79 
Westdeutschland 0,819*** 3,22 0,086*** 3,37 
Jahresdummy (2006=0, 2007=1) -0,235 -1,33 -0,019 -1,15 
Konstante -3,131*** -5,72 0,056 1,00 
*** signifikant auf dem 1%-Niveau, ** signifikant auf dem 5%-Niveau, * signifikant auf dem 10%-Niveau 
Quelle: Sondererhebung 'Erfahrungen mit Ein-Euro-Jobs' 2006/2007 
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Tabelle 4 
Deskriptive Statistiken der Modelle 

Variable Mittelwert Standard-
abweichung 

Übernahme in 'ungeförderte' sozialversicherungspflichtige  
Beschäftigung im Betrieb 0,13 0,34 

Arbeitslosenquote auf Kreisebene 0,14 0,05 
Anteil der Teilnehmer an Ein-Euro-Jobs 0,20 0,24 
Anteil alternativer Fördermaßnahmen an allen  
Weiterbeschäftigungen 0,07 0,22 

Anteil Verlängerungen an allen Weiterbeschäftigungen 0,31 0,44 
Arbeitsplatzabbau: Job Destruction Rate 0,03 0,12 
Arbeitsplatzaufbau: Job Creation Rate 0,05 0,16 
Erwartete Geschäftsentwicklung  
(-1: sinkend, 0: konstant/unsicher, 1: steigend) 0,02 0,49 

Träger von Arbeitsgelegenheiten 0,48 0,50 
Beschäftigtenanteil der Ein-Euro-Kräfte in Trägerbetrieben  
(Interaktionsterm) 0,13 0,23 

Beschäftigungsgesellschaft 0,07 0,25 
Qualifizierung 0,30 0,46 
Beschäftigtenanteil der Ein-Euro-Kräfte in Betrieben  
mit Qualifizierung (Interaktionsterm*) 0,08 0,20 

Betriebsrat, Personalrat, Mitarbeitervertretung 0,64 0,48 
Erziehung und Unterricht  0,22 0,41 
Gesundheits- und Sozialwesen  0,19 0,39 
Sonstige Dienstleistungen  0,12 0,33 
Organisationen ohne Erwerbscharakter  0,20 0,40 
Öffentliche Verwaltung 0,26 0,44 
1 bis 19 Beschäftigte 0,39 0,49 
20 bis 199 Beschäftigte  0,43 0,50 
200 und mehr Beschäftigte 0,18 0,38 
Westdeutschland 0,50 0,50 
Jahresdummy (2006=0, 2007=1) 0,36 0,48 
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